SPD – GRÜNE Koalitionsvereinbarung 2009 bis 2014 für Köln

Im Hinblick auf Klimaschutz

1. Positive Punkte

· Stadtbeteiligte Unternehmen: Bekenntnis zu ihrer Erhaltung (entgegen Privatisierungsplänen), d.h. auch des Einflusses auf ihr ökologisches Verhalten
· Städtisches Grün: „Köln soll grüner werden“, u. a. Begrünung von Plätzen, Straßen und Höfen, Baumpflanzungen, Entsiegelungsprogramme, Entwicklung neuer Grünzüge (2 Beispiele)- alles aber unter Finanzierungsvorbehalt und in Konkurrenz zu anderen Nutzungsformen
· Flächennutzung: „Die Inanspruchnahme unbebauter Freiflächen für Neubauten ist auf das absolute Mindestmaß zu begrenzen“, stattdessen sind v..a Brachen, Konversionsflächen und Baulücken zu mobilisieren (dies allerdings in Widerspruch zu ehrgeizigen Zielen in Wohnungsbau und Gewerbeansiedlung)
· Landwirtschaft: Seltene Böden und landwirtschaftlich wertvolle Böden sind zu schützen. 
· Einzelhandel ist nur in integrierten Lagen anzusiedeln 
· ÖPNV: zügige Umsetzung der 3. Baustufe der Nord-Süd-Stadtbahn, Verlängerung der Linie 3 bis Mengenich-Mitte, der Linie 5 bis Butzweilerhof. Einige weitere Verbesserungen (Nachtverkehr, Abstimmung der Fahrpläne, ebenerdige Querungen)
· Fahrrad: Radwege auf Kosten des Autoverkehrs statt der Fußgänger, Fahrradabstellanlagen, Radstationen, Einbahnstraßen mit Zweirichtungsradverkehr 
· Auto: weitere Tempo 30-Zonen (nicht wie im Grünen-Programm durchgängig Tempo 30) 
· Städtisches Grün: Erhaltung des Botanischen Gartens und Bauverbot im Inneren und Äußeren Grüngürtel. Vermehrte Schaffung wohnortnaher Gartenanlagen, auch für innovative Konzepte wie internationale Gärten, Nachbarschaftsgärten 
· Erhaltung und konsequente Anwendung der Baumschutzsatzung
· Ausweitung des Baumbestandes zur Verbesserung des Stadtklimas
· Naturschutz: Keine planerischen Eingriffe in Naturschutz- und ähnlich hochwertige Gebiete. Weitere Flächen sollen unter Schutz gestellt werden (keine Beispiele) 
· Beschaffungsrichtlinien mit ökologischen (neben sozialen) Kriterien 
· Ernährung: In den städtischen Kantinen (v. a. Schulen und Kitas) sollen Zutaten aus regionaler und ökologischer Produktion verwendet werden.
· Bildung: Maßnahmen der Umweltbildung sollen gefördert werden, das KLASSE Projekt fortgesetzt werden  
· Energie: Bekenntnis zu den Zielen des „Klimabündnis der europäischen Städte“, v. a. durch Energieeinsparung, Wärmedämmung von Altbauten, energetische Auflagen für Neubauten, Ausbau des Fernwärmenetzes, Solaranlagen auf städtischen Gebäuden, Prüfung der Ausweisung von Konzentrationszonen für  Windturbinen, Ökoprofit und Energiesparberatung für Unternehmen und Bürger.
· Soziales: Unterstützung von Kölnpassempfängern bei der Senkung der Energiekosten durch Energieeinsparung  
2. Negative Punkte

· Stellenwert des Klimaschutzes: Während Klimaschutz im Wahlprogramm der Grünen an erster Stelle steht, ist er in der Koalitionsvereinbarung weit nach hinten gerückt (Kapitel 12: Energie – ohne Erwähnung des Klimaschutzes in der Überschrift). Im Vorwort erscheint „Stadtökologie unter den Bedingungen von Klimaschutz und Ressourcenschonung“ als “eine der großen Herausforderungen“ ebenfalls weit hinten.
· Finanzierung: Aufgrund der desolaten Finanzlage stehen alle Vorhaben der Vereinbarung unter Finanzierungsvorbehalt, mit Ausnahme der absoluten Prioritäten, unter denen kein Klimaschutz-Projekt ist – nur nicht näher definierte „Unverzichtbare Stadtgestaltungs- und Umweltmaßnahmen“
· Flächennutzung: Sehr viel Gewicht liegt auf der Zielsetzung „Offensive Ansiedlungspolitik“ (von Gewerbebetrieben) „im Wettbewerb der Metropolen“. Die Aussagen zu daraus folgendem Flächenverbrauch zu Lasten von Grünland sind widersprüchlich. Brachen und Konversionsflächen sollen bevorzugt werden, aber auch: Erschließung neuer Baugebiete, möglichst mit Mischnutzung, sowie neue Industrieansiedlung im Rahmen knapper Bodenreserven. Dort verursachte Emissionen werden nicht angesprochen. 
· Städtetourismus als wichtiger Wirtschaftsfaktor –  unter ausdrücklicher Begrüßung des Billigflugverkehrs in Köln/Bonn. Entsprechende Werbung von KölnTourismus soll an den Quellflughäfen stattfinden. Ein Musical im Rechtsrheinischen soll ebenfalls die Anziehung für Besucher aus dem europäischen Ausland steigern.
· Der Flughafen soll ausgeweitet und die kommunale Übernahme weiter angestrebt werden. Ökologische Bedenken richten sich ausschließlich auf Lärmbelästigung, die durch Nachtflugverbote (nur für Passagiermaschinen) gemindert werden soll. Kein Wort zu den CO2- und sonstigen Emissionen der Flugzeuge!
· Verkehr: Entgegen der Forderung im Grünen-Programm nach grundsätzlicher Einführung von Tempo 30 sollen jetzt nur Tempo-30-Zonen ausgeweitet werden.
· Realisierung von Umgehungs- und Entlastungsstraßen (Meschenich, Fühlingen, Zündorf), ohne Hinweis auf die Problematik der Generierung von mehr Verkehr; mindestens in einem Fall (Zündorf) wird die Alternative – Verlängerung der Linie 7 – zwar an anderer Stelle erwähnt, aber nicht unter den dringlichen Projekten.
· Ein Hochhauskonzept – als vorrangiges Projekt -  warum? Es gibt in Köln ausreichend leer stehenden Büroraum. Hochhäuser sind vom Klimagesichtspunkt her besonders problematisch, insbesondere da keine Frischluftzufuhr durch Fenster möglich ist, sondern nur klimatisierte Räume – ein enormer Energieverbrauch. Auch Aufzüge benötigen Energie. Außerdem sind Hochhäuser problematisch für das Stadtklima. Einzelne Klimaforscher sehen in den Hochhaus-dominierten Megastädten einen Mitverursacher für Klimaveränderungen. Köln könnte zeigen, dass man diesem Trend nicht folgen muss, um eine zeitgemäße Stadt zu sein.
· Energie: Im Gegensatz zum Grünen-Wahlprogramm heißt das Kapitel nicht „Energie und Klima“, so dass im Inhaltsverzeichnis der Koalitionsvereinbarung das Stichwort „Klima“ an keiner Stelle auftaucht. Im Gegensatz zum SPD-Wahlprogramm wird Klimaschutz auch nicht als Querschnittsfunktion für alle Entscheidungsfelder bezeichnet. 
· Landwirtschaft: Keine Auflagen zur CO2-Reduzierung vorgesehen, wohl für gentechnikfreien Anbau
Fazit:

Das Bemühen, den diversen aktuellen Herausforderungen – auch denen des Klimaschutzes – gerecht zu werden, ist in dem Koalitionsvertrag unverkennbar, auch wenn beide Parteien – SPD und GRÜNE in Bezug auf Klima und Ökologie hinter ihr Wahlprogramm zurückfallen. Dominant ist  angesichts der desolaten Haushaltslage das Bestreben, Geld in die Stadt zu bekommen – über Gewerbeansiedlung, Tourismus, Kulturangebote und Stadtentwicklung im Sinne höherer Ansprüche. Der Konflikt zwischen diesen Zielsetzungen und dem Klimaschutz wird nicht explizit angesprochen, sondern Klimaschutzmaßnahmen  v. a. im Energiebereich werden additiv hinzugefügt – alles unter Finanzierungsvorbehalt. Einschränkende Maßnahmen im Bereich Verkehr, Flächennutzung, Bautätigkeit, Gewerbeansiedlung werden zwar angesprochen, jedoch weitgehend als unbestimmte Zielsetzungen. Zwar ist die Verpflichtung aus dem Klimabündnis der europäischen Städte beiden Koalitionspartnern bewusst, aber mit den angekündigten Maßnahmen nicht zu erreichen, selbst wenn diese wirklich konsequent realisiert werden. 

Es ist nachvollziehbar, dass eine Stadtregierung nur schwer aus der Logik von Wirtschaftswachstum, Wettbewerbsdenken und wachsenden Ansprüchen der oberen Gesellschaftsschichten ausbrechen kann. Sie braucht also Unterstützung von unten, um für klimafreundliche Maßnahmen und eine entsprechende Änderung von Werten und Lebensstil Akzeptanz zu schaffen.  

